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Einleitung 

I m Anschluß an die Arbeiten von Schubert1 und Mertens2, welche 
die bis heute noch immer lückenhaften Kenntnisse von der Entstehung 
des BGB und vieler seiner Rechtsinstitute durch Einzeluntersuchung 
bestimmter Rechtsgebiete erweitern, w i l l die vorliegende Arbeit die 
Entstehung des Vereinsrechts des BGB vor dem Hintergrund der auf-
strebenden Arbeiterbewegung beschreiben. Das Vereinsrecht als ein 
besonders ergiebiges Untersuchungsfeld, wenn auch „wunder Punkt" 
des sonst besser ausgeglichenen Gesetzgebungswerkes, bot sich auch 
unter dem Gesichtspunkt der heute wieder lebhaft umstrittenen Frage, 
inwieweit alles Recht — einschließlich des Zivilrechts — politisch bedingt 
ist3, für einen weiteren Beitrag nach Ar t der genannten Monographien 
an. Obwohl die Schriften zum Vereinsrecht des BGB schon nach Hun-
derten zählen, ist bis heute, soweit ersichtlich, nicht der Versuch unter-
nommen worden, den politischen Problemen, im Zusammenhang mi t der 
Neugestaltung des Privatvereinsrechts, durch Auswertung von Akten 
der Justizministerien einzelner damaliger Staaten nachzugehen. Es fehlt 
selbst eine genaue Analyse, der den gekürzten amtlichen Materialien 
zugrunde liegenden, in wenigen Exemplaren noch existierenden umfang-
reichen Protokolle, Vorlagen und Teilentwürfe, besonders der 1. Kom-
mission. Für die vorliegende Arbeit hatte der Verfasser  die besondere 
Gelegenheit, die vollständigen Arbeitsunterlagen — gleichzeitig die 
kompletten „Urmaterialien" — des Redaktors des Allgemeinen Teils, 
Albert Gebhard, Mitglieds beider Kommissionen und Kommissars des 
Reiches bei der parlamentarischen Behandlung des Gesetzentwurfs,  be-
nutzen zu können. Sie waren ein Geschenk der Witwe des Redaktors 
an das juristische Seminar in Heidelberg und befinden sich im dortigen 
Archiv. 

Weil das Vereinsrecht bekanntlich mi t einem „ständigen mißtraui-
schen Seitenblick auf die Gewerkschaften" 4 geschaffen  worden ist, und 
um die Tätigkeit der gesetzgebenden Faktoren am Vereinsrecht im 
Zusammenhang und Wechselspiel der politischen Kräfte wertend dar-

1 Die Vorschriften  des BGB über Besitz und Eigentumsübertragung — Ein 
Beitrag zur Entstehungsgeschichte des BGB. 

2 Die Entstehung der Vorschriften  des BGB über die gesetzliche Erbfolge 
und das Pflichtteilsrecht (vgr. die dortigen Einleitungen). 

3 Vgl. ζ. B. Wiethölter,  Recht und Pol i t ik i n ZRP 1969, S. 155 ff. 
4 Stoll,  S. 61. 



10 Einleitung 

stellen zu können, war es erforderlich,  der Arbeit eine abrißartige 
Beschreibung der frühen Arbeiterbewegung und der staatlichen So-
zialpolitik voranzustellen und die Entstehungsgeschichte einzelner Ver-
einsrechtsvorschriften  im Detail zu erläutern. Zwar hat schon Schubert 
die Entstehungsvorgänge des BGB insgesamt geschildert, jedoch erschien 
im Rahmen der vorliegenden Abhandlung eine noch detailliertere, auf 
das Vereinsrecht zugeschnittene Beschreibung der Entstehungsgeschichte 
des Allgemeinen Teils unumgänglich5. Die Arbeit beschränkt sich nahezu 
ausschließlich auf den Kernpunkt des Vereinsrechts, d. h. auf die Frage, 
ob und gegebenenfalls unter welchen Bedingungen gewissen körper-
schaftlichen Gebilden eine eigene Rechtspersönlichkeit zugestanden oder 
wieder entzogen werden kann. Sie behandelt Fragen der Vereinsorgani-
sation oder der Haftung gegenüber Dri t ten nur, wo dies im Zusammen-
hang mi t dem Kernproblem von Interesse erscheint. 

Da damals fehlende öffentlich-rechtliche  Vereinsvorschriften  oft durch 
die besondere Ausgestaltung der Privatrechtsnormen kompensiert wer-
den sollten, ist an einigen Stellen auch auf das öffentliche  Vereinsrecht 
eingegangen worden. 

Schließlich enthält die Arbeit einen Ausblick auf die Entwicklung 
der nichtrechtsfähigen Vereine, was insbesondere im Zusammenhang 
mi t zwei neueren höchstrichterlichen Entscheidungen einen aufschluß-
reichen Einblick in die Entstehung und die allmähliche Beseitigung einer 
gesetzgeberischen Fehlentscheidung ermöglicht. 

Die Bearbeitung des Themenkreises hat Herr Professor  Dr. A. Laufs 
angeregt, dem ich darüberhinaus für die vielfältige Förderung der 
Arbeit zu aufrichtigem Dank verpflichtet bin. 

5 Wie hier für das Erbrecht Mertens,  ebenda. 



Erster  Teil 

Beginn der Arbeiterbewegung 
und Grundlinien deutscher Sozialpolitik 

1. Märzrevolution 

Erst seit der Revolution des Jahres 1848 kann man von einer nennens-
werten deutschen Arbeiterbewegung sprechen1. Unter Arbeiterbewe-
gung werden hier die geistigen, politischen und organisatorischen Be-
mühungen der Arbeiterschaft  und ihrer Berufsverbände verstanden, 
mi t denen soziale Gleichheit, Freiheit und Sicherheit für ihre Klasse 
errungen werden sollten. 

Der verzögerte Beginn einer deutschen Arbeiterbewegung ist darauf 
zurückzuführen,  daß die Industrialisierung hier später und langsamer 
als in England und Frankreich einsetzte mi t der Folge, daß ein Industrie-
proletariat, als die eigentliche Trägergruppe der Bewegung, nur zögernd 
entstand und länger als anderswo, trotz vielerorts entstehender Fabrika-
tionsbetriebe, das hergebrachte Sozialgefüge erhalten blieb. 

Weiterhin bestanden neben den tatsächlichen auch rechtliche Hinder-
nisse in Form von repressiven Vereinsrechtsbestimmungen, die Arbeiter-
assoziationen fast gänzlich unmöglich machten. So verbot das preußi-
sche Vereinsedikt aus dem Jahre 17982 Gesellschaften und Verbindungen, 
„deren Zweck-, Haupt- oder Nebengeschäft darin besteht, über ge-
wünschte oder zu bewirkende Veränderungen in der Verfassung oder 
in der Verwaltung des Staates oder über die Mit te l wie solche Ver-
änderungen bewirkt werden könnten . . . Beratschlagungen, in welcher 
Absicht es sey, anzustellen". Außerdem war in der Folge der Deutsche 
Bund scharf  gegen oppositionelle Kräfte vorgegangen. Neben den Karls-
bader Beschlüssen aus dem Jahre 1819, waren 1835 Maßnahmen gegen 
das Handwerksgesellentum und dessen Assoziationen und die Schriften 
des „Jungen Deutschland", einer literarischen Bewegung, beschlossen 
worden8. 

1 Conze-Groh,  S. 14, nennen die Arbeiter- und die Frauenbewegung als 
größte Folgeerscheinung der im revolutionären Umbruch befindlichen Gesell-
schaft. 

2 Huber,  Dokumente Bd. 1, S. 58 ff. 
8 Huber,  ebenda, S. 136 ff. 


